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Für mehr Rechte: CSD-Demonstrationen
fordern Grundgesetzänderung
Die CDU sieht keine Notwendigkeit für eine

Grundgesetzänderung zum Schutz der sexuellen
Orientierung, betont Thorsten Frei.

Die Diskussion um die Verankerung von
Diskriminierungsverboten auf Basis sexueller Orientierung im
Grundgesetz wirft nicht nur rechtliche, sondern auch
gesellschaftspolitische Fragen auf. Während sich die CDU-Spitze
skeptisch gegenüber dem Vorhaben zeigt, betrachten viele
Vertreter der LGBTQI-Community die Änderungen als notwendig,
um Chancengleichheit zu gewährleisten.

Die Position der CDU

Die CDU hat klar zu verstehen gegeben, dass sie keinen Bedarf
für eine Grundgesetzänderung sieht. Thorsten Frei,
Unionsfraktionsgeschäftsführer, äußerte gegenüber dem
Redaktionsnetzwerk Deutschland (RND), dass eine solche
Änderung nur bei „ganz besonderen Gründen“ in Betracht
gezogen werden sollte. In Artikel 3 sei schon ein ausreichender
Schutz gegen Diskriminierung gegeben, da die sexuelle
Orientierung nicht ausdrücklich erwähnt sei. Frei argumentiert,
dass der Schutz durch andere gesetzliche Rahmenbedingungen
wie das Allgemeine Gleichbehandlungsgesetz bereits
gewährleistet ist.

Die Forderungen aus der LGBTQI-
Community



Die Debatte trat besonders während des Christopher Street
Days (CSD) in Berlin in den Vordergrund. Unter den
Hunderttausenden von Demonstranten war der bekannte Sänger
Herbert Grönemeyer, der vehement auf die Notwendigkeit einer
Aufstockung von Artikel 3 hinwies. Er betonte, es müsse unter
striktem Ausschluss jeglicher Diskriminierung aufgrund der
sexualen Identität festgehalten werden. Zunächst sei Mut
erforderlich, um das Thema auf die politische Agenda zu setzen.

Die gesellschaftliche Bedeutung

Die Bedeutung einer solchen Änderung könnte weitreichende
Folgen für die gesellschaftliche Akzeptanz und den Schutz von
LGBTQI-Personen in Deutschland haben. Die englische
Abkürzung LGBTQI+ steht für Lesben, Schwule, Bisexuelle, Trans-
Menschen und andere nicht-heteronormative Identitäten. Das
Fehlen eines klaren rechtlichen Rahmens führt immer wieder zu
Diskriminierungsfällen und Ungleichheiten.

Politisches Klima und Koalitionsvertrag

Die Ampel-Koalition hat sich im Koalitionsvertrag dazu
verpflichtet, die Rechte von LGBTQI-Personen zu stärken, doch
der Weg dorthin erweist sich als herausfordernd. Für eine
Änderung des Grundgesetzes ist eine Zweidrittelmehrheit im
Bundestag sowie im Bundesrat notwendig. Interessanterweise
gibt es auch Ansätze zur Unterstützung dieser Initiative aus
einigen CDU-geführten Landesregierungen, darunter auch
Berlin, wo eine Bundesratsinitiative für eine Ergänzung des
Artikels 3 angekündigt wurde.

Kritik an der CDU-Spitze

Der stellvertretende SPD-Fraktionschef Dirk Wiese kritisierte die
CDU/CSU-Bundestagsfraktion, weil sie Gespräche über diese
wichtige Thematik abgelehnt habe. Dies führe zu einem
bedauerlichen gesellschaftspolitischen Rückschritt, der auf der



Spitze der Union offensichtlich nicht wahrgenommen werde.
Konstantin Kuhle von der FDP sieht in einer möglichen
Verfassungsänderung „ein wichtiges Zeichen für politische und
gesellschaftliche Akzeptanz“.

Die Geschichte im Hintergrund

Der Lesben- und Schwulenverband (LSVD) erinnert daran, dass
homosexuelle Menschen in Deutschland historisch diskriminiert
wurden, insbesondere durch den Paragrafen 175, der bis 1994 in
Kraft war. Diese Fakten unterstreichen die Dringlichkeit, die
rechtlichen Rahmenbedingungen zu modernisieren und
klarzustellen, dass Diskriminierung aufgrund der sexuellen
Identität in Deutschland keinen Platz hat.

Insgesamt zeigt die Diskussion um die Grundgesetzänderung,
dass das Thema sexuelle Identität weiterhin einen zentralen
Stellenwert in der politischen Diskussion spielt. Es bleibt
abzuwarten, ob die Anstrengungen der LGBTQI-Community und
der unterstützenden Politiker zu den gewünschten
Veränderungen führen werden.

 – NAG

Details

Besuchen Sie uns auf: n-ag.de

Powered by TCPDF (www.tcpdf.org)

https://nachrichten.ag/
https://n-ag.de
http://www.tcpdf.org

